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Im Durchbruch zum liberalen Staat

Landesprogramm der Freien Demokratischen Partei Baden-Wiirttemberg,
angenommen auf dem Landesparteitag am 20. Mai 1967 in Ettlingen

Der deutsche Siidwesten hat eine grofie liberale und demokratische Tradi-
tion. Der Wille zur Freiheit und Selbstverantwortung war bei den Blirgern
der alten Linder Baden und Wiirttemberg immer lebendig. Thm verdanken
wir die Rechte und Freiheiten unserer Verfassung. Sie sind heute bedroht
durch biirokratische Schwerfélligkeit, das Machtstreben der Verbande und
nicht zuletzt die Gleichgiiltigkeit der Biirger selbst. Deshalb ist flir die Freien
Demokraten die liberale Tradition unseres Landes eine lebendige Verpflich-
tung, obrigkeitsstaatliches Denken zu bek#mpfen. Dazu brauchen wir —
braucht unser Land — den miindigen Biirger, der tolerant, kritisch und vor-
urteilslos, verantwortungsbewufit und mutig seine Rechte wahrt und seine
Freiheiten nutzt.

L.

Wir wollen eine volksnahe Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltung

Das Ziel der Freien Demokraten ist eine klare und verstindliche Gesetz-
gebung, eine wirklichkeitsnahe Rechtsprechung und eine leistungsfihige,
unbiirokratische und {ibersichtliche Verwaltung. Der Biirger soll vor staat-
licher Willkiir geschiitzt werden, seine Freiheitsrechte wahrnehmen und im
Staats~ und Gemeindeleben aktiv mitwirken.

Deshalb fordern wir:

1. eine Gesetzgebungspraxis, bei der
a) weniger und dafiir bessere und verstindliche Gesetze verabschiedet
werden;

b) die vorhandenen Rechtsvorschriften auf die Notwendigkeit ihrer Auf-
rechterhaltung stindig liberpriift werden;

c¢) vor dem Erlal von Gesetzen und Rechtsverordnungen ihre rationelle
Durchfithrbarkeit und ihre finanziellen Auswirkungen berlicksichtigt
wenrden;

d) unterschiedliche Rechisvorschriften in den einzelnen Landesteilen aufge-
hoben werden und ein einheitliches Landesrecht geschaffen wird;



2. eine verbesserte Rechtspflege, bei der

<

a) die Dienstaufsicht {iber alle Gerichte dem Justizministerium als Rechts-
pflegeministerium {ibertragen wird;

b) im Strafvollzug eine Unterscheidung zwischen Vorsatz- und Fahrlissig-
keitstétern sowie zwischen erstmals Straffdlligen und Riickfélligen vor-
genommen wird;

. eine volksnahe Verwaltung, bei der

a

St

moglichst viele Aufgaben von oberen auf untere Instanzen verlagert und
die langen Behdrdenwege abgekiirzt werden;

b

-~

Regelungen getroffen werden, die die Ministerien von Verwaltungs- und
Routineangelegenheiten entlasten und sie auf die eigentliche Aufgabe m
des Regierens hinfilhren;

¢) alle Aufgaben, die die Wirtschaftsentwicklung des Landes betreffen, in
einem Ministerium fiir Wirtschaft, Arbeit, Raumordnung und Verkehr
zusammengefalt werden;

d) das Land Baden-Wirttemberg ohne Riicksicht auf alte Landes- und
Bezirksgrenzen in Landschaften gegliedert wird, zu denen jeweils
mehrere Stadt- und Landkreise nach wirtschaftlichen, verkehrsmiBigen
und kulturellen Gesichtspunkten zusammengefaBt und die Regierungs-
prasidien aufgeldst werden;

¢) geeignete staatliche Sonderbehdrden je nach Aufgabenstellung den
Landschaftsverwaltungen oder den Landkreisen zugeordnet werden;

f} ein Verwaltungsverfahrensgesetz erlassen wird, das die Rechte und
Pflichten des Biirgers und der Behorden im Verwaltungsverfahren klar
umreifit, gleichzeitig aber die Rechtsmittelméglichkeiten und -fristen so
bemessen werden, daf3 ihr MiBbrauch zum Schaden der Mitbilirger ver-
mieden wird;

g

g) ein Blirgerbeauftragter beim Landtag bestellt wird, der zur Verbesserung

des Petitionsrechts des Blirgers beitrigt;

h) bei den Stadt- und Landkreisverwaltungen Auskunftsstellen einge-n
richtet werden, bei denen der ratsuchende Biirger Auskiinfte Gber den
einzuschlagenden Verwaltungsweg und die Wahrnehmung seiner Rechte

erhilt;

—

. die politische Funktion der Landkreise in der Weise zu indern, dafl

a) die Rechte des Kreistags im Verhilinis zu denen des Kreisrats ausge-
weitet werden;
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b) das Kreistagswahlrecht so geéindert wird, daff die Kandidaten aus klej-
neren Gemeinden gegeniiber denen aus grofieren Gemeinden nicht
benachteiligt werden;

¢} dem Landkreis nur solche Aufgaben {ibertragen werden, die die Ver-
waltungs- und Finanzkraft der Gemeinden {ibersteigen und die durch
Zweckverbinde nicht geniigend wirksam gelost werden konnen;

5. eine Verbesserung des Selbstverwaltungsrechtis der Gemeinden und der
bitirgerschaftlichen Mitwirkung, indem
a) die in der Gemeindeordnung eng begrenzten Moglichkeiten fiir Blirger-
begehren und Biirgerentscheid erweitert und erleichtert werden;

b) eine Entlasiung kleinerer Gemeinden von gemeindefremden Aufgaben

folgt;
ﬁ er

6. eine engere interkommunale Zusammenarbeit, indem

a) die Bildung von Planungs- und Wirtschaftsverbidnden zwischen Gemein-
den gefdrdert und der Eintritt und das Mitspracherecht kleinerer Ge-
meinden gesichert wird;

b) eine lebendige Verwaliungssiruktur geschaffen wird, die die Bildung
neuer beweglicher Verwaltungseinheiten in Form loser und enger Ge-
meindezusammenschliisse ermdoglicht;

7. eine Neuordnung der Beziehungen zwischen Staat und Kirche, bei der die
gewandelten gesellschaftlichen Verhiltnisse beriicksichtigt, Religions-
gemeinschaften weder bevorzugt noch benachteiligt werden und sich sowohl
die Religionsgemeinschaften als auch der Staat auf ihre eigenen Aufgaben
beschrianken.

1L
Wir wollen eine sparsame Finanzpolitik

Als Mittel der Staatspolitik hat die Finanzpolitik in evster Linie der Er-
haltung einer freiheitlichen Gesellschafisordnung zu dienen. Vermeidung
iibeririebener Ausgaben, Festlegung klarer Prioritdten und konjunktur-
gerechter Gebrauch von Steuergeldern missen Grundséitze der Finanzpolitik

?\ unseres Landes sein.

Deshalb fordern wir:

1. Die Staatsausgaben sind unter Berlicksichtigung eines gesunden Wirt-
schaftswachsiums und der Erhaltung der Vollbeschiftigung nach den Er-
fordernissen der Wihrungsstabilitdt auszurichten.

2. Durch eine Neuordnung des Finanzausgleichs zwischen Bund und Lindern
und zwischen Land und Gemeinden soll die Eigenstdndigkeit der Selbst-



verwaltung gewihrleistet und die Verwaltungskraft der Gemeinden gestérkt
werden.

3, Die allgemeinen gesetzlichen Zuweisungen des Landes an Gemeinden und
Landkreise sind nach einem schrittweisen Abbau der zweckgebundenen
freiwilligen Leistungen zu erhdhen.

111
Wir wollen eine krisenbestindige Wirtschaft

Alle wirtschaftspolitischen Uberlegungen und MaBnahmen miissen der Er-
haltung und Starkung der Wettbewerhsifhigkeit unserer heimischen Wirt-
schaft im inneren und duBleren Wettbewerb und der Sicherung des Arbeits-
platzes dienen. ﬂ

Deshalb fordern wir:

1. Als unerliBlliche Grundlage der Wettbewerbstihigkeit unserer Wirtschaft
mufl eine ausreichende, preisgiinstige und sichere Energieversorgung ge-
wiihrleistet sein.

2. Der Férderung der von der Wirtschaft selbst betriebenen Forschung und
Entwicklung ist besondere Bedeutung beizumessen.

3. Die Forderung einer modernen Berufsaus- und Fortbildung auf der Grund~
lage einer engen Zusammenarbeit zwischen den Selbstverwaltungsorgani-
sationen der Wirtschaft und der Berufsschulen.

4. Den Selbstéindigen in Industrie, Handwerk, Handel, Gewerbe und freien
Berufen ist in einer Zeit des Konzentrationstrends, der sich mit der Bildung
grofBriumiger Miarkte fortwihrend verschirft, besondere Aufmerksamkeit
zuzuwenden. Unser Bestreben mubB sein, den kleinen und mittleren Unter-
nehmer in die Lage zu versetzen, die ihnen inmitten der Konzentration
verbliebenen und neu sich eréffnenden Betidtigungsméglichkeiten mit Erfolg
wahrzunehmen. Dazu dienen:

a) ein den verschiedenen Zweigen dieser Wirtschafisbereiche angepaBtes
Beratungssystem, das laufend hinsichtlich seiner ZweckmiBigkeit und
Zielsicherheit zu vervollkommnen ist;

b) ein System von FortbildungsmaBnahmen, das den kleinen und mittleren
selbstindigen Unternehmern und ihren Mitarbeitern die Moglichkeit
gibt, ihre betriebswirtschaftlichen und technischen Kenntnisse jeweils
auf dem neuesten Stand zu halten;

¢} die Forderung einer zweckentsprechenden Zusammenarbeit (Ko-
operation} von Klein- und Mittelbetrieben;
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d) eine finanzielle Forderung ven Start- und Anpassungsmalinahmen in
einzelnen Betrieben, die solche MaBnahmen nicht aus eigener Kraft
finanzieren kodnnen, deren Durchfithrung jedoch gute Aussicht auf eine
nachhaltige Starkung ihrer Wettbewerbsfihigkeit bietet.

5. In bisher industriell wenig erschlossenen Gebieten sollen Gewerbebetriebe
angesiedelt werden, um den Arbeiiskriften, die im Zuge der Struktur-
verinderungen in der Landwirischaft frei werden, eine berufliche Existenz
im angestammten Wohnbereich zu sichern.

6. Im Interesse einer moglichst geschlossenen Wirtschaftsentwicklung aller
Landesteile ist die internationale Wettbewerbsfihigkeit unseres Fremden~
verkehrs und in engem Zusammenhang damit unseres Hotel- und Gast-
stidttengewerbes nachhaltig zu f6rdern. Gebiete, deren Standorte der Ent-
wicklung gewerblicher Wirtschaft ungilinstig sind, die sich aber durch Vor-
ziige des Klimas und landschaftliche Schoénheit auszeichnen, sind dem
Fremdenverkehr zu enschlieflen.

7.a) Das Verkehrsnetz ist zligig auszubauen, um die Wettbewerbsfihigkeit
der heimischen Wirtschaft durch Senkung der Transportkosten zu stidrken.
b) Durch die Verlegung hierzu geeigneter Transporte auf die Schiene und
die Errichtung von Autohbfen an verkehrsgeographisch glinstigen Orten
soll der Verkehr entmischt werden.
¢) Die Kosten fiir den Ausbau des Verkehrsnetzes sollen durch enge Zu-
sammenarbeit aller an Planung und Ausbau von Verkehrswegen be-
teiligten Stellen gesenkt werden.

Iv.
Wir wollen eine gesunde Agrarpolifik

Ziel der Freien Demokraten ist eine gesunde Agrarstruktur, deren Leitbild
der biuerliche Familienbetrieb (Vollerwerbs-, Zuerwerbs- und Nebenerwerbs-
betrieb) ist.

Grundlage einer zu diesern Ziel fithrenden Agrarpolitik ist:

a) die wirtschaftliche und soziale Gleichstellung der Landwirtschaft mit den
anderen Bereichen der gesamtien Volkswirtschaft;

b) ein kostengerechtes Agrarpreisniveau;

¢) ein angemessener Erzeugeranteil der Landwirtschaft an dem Verbraucher-
preis landwirtschaftlicher Erzeugnisse.

Die Anpassung der Landwirtschaft an die innerwirtschaftliche Entwicklung
und an die Erfordernisse des europfiischen Marktes zwingen unsere heimi-
schen Betriebe zu einem UmstruktuierungsprozeB groB3en AusmaBes. Zu vor-
dringlichen Aufgaben einer weitblickenden Agrarpolitik gehort deshalb die
ziigige Eingliederung der Landwirtschaft in die moderne Wirtschaftswelt.



Deshalb fordern wir:

1. die Bildung und Ausbildung der ldndlichen Jugend sowie die Erwachsenen-
fortbildung zu verbessern durch:
a) die Weiterfitlhrung der Landschulreform auf der Basis der christlichen
Gemeinschaftsschule;
b) die Gleichstellung der landwirtschaftlichen Berufsschule mit den {ibrigen
Berufsschultypen;
¢) die Weiterentwicklung der Landwirtschaftsschule zur Betriebsleiter-
schule;
2. die Wettbewerbsfihigkeit unserer heimischen Landwirtschaft herzustellen
durch:
a) die Férderung der landwirtschaftlichen Veredelungsproduktion; ﬂ
b) eine weitere Verbesserung der Produktionstechnik durch stérkere Spe-
zialberatung im amtlichen und Organisationshereich;
¢) den standorigerechten Ausbau und die Rationalisierung von Sonder-
kulturen;
d) die Fortentwicklung von Vermarktungseinrichtungen, die den neuen

Produktionsformen und den steigenden Anforderungen des Marktes
entsprechen;

3. weitere Verbesserungen der Agrarstruktur durch verstirkte Forderung der
beschleunigten und freiwilligen Zusammenlegung, Flurbereinigung und
Aussiedlung;

4. die Althofsanierung im Hinblick auf eine verstirkte Veredelungsproduktion
mit der Aussiedlung gleichzustellen;

5. die globale Zuwendung von Bundesférdermitteln, um sie im Land ent-
sprechend den gegebenen Erfordernissen einsetzen zu konnen;

6. die Landbevolkerung unter Berlicksichtigung ihrer besonderen Verhilt-
nisse stdrker in die moderne Sozialpolitik miteinzubeziehen;

7. eine sinnvolle Landschaftspflege, um sicherzustellen, dafl die Erholungs-
gebiete unseres Landes erhalten bleiben, insbesondere auch durch For-
derung der Waldwirtschaft.

V.
Wir wollen eine wirksame Sozial- und Gesundheitspolitik

Beste Sozialpolitik ist Sicherung der Arbeitspldtze, Stabilitdt der Wahrung
verbunden mit der Garantie eines leistungsgerechten Einkommens. Die So-
zial- und Gesundheitspolitik soll jedem Blrger einen geniigend groflen
Spielraum fiir eine eigenverantwortliche Existenzsicherung und personliche
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Entscheidungsfreiheit ermdéglichen, Sicherheit bei Krankheit und Alter ge-
wihrleisten und in Not geratenen Biirgern rasch und ausreichend helfen.

Deshalb fordern wir:

1. Der Bundesgesetzgeber soll mehr Freiheit bei der Wahl der Form der
Sicherung vor Lebensrisiken und der Vorsorge fiir das Alter schaffen,
wobei der Staat die erworbenen Anspriiche in gleicher Weise zu gewdhr-
leisten hat.

2. Durch die Einfiihrung einer Pflichtgrundversicherung mit der Moglichkeit
zusétzlicher freiwilliger Versicherungen auf privater Grundlage soll der
Bundesgesetzgeber die soziale Sicherung flir alle Blirger erméglichen.

3. Die Gesetze zur Reinhaltung der Gewésser und der Luft sind konsequent
durchzufiihren, um weitere Schiden von der Bevdlkerung abzuwenden.

4. Die Volksgesundheit ist durch die Schaffung geeigneter Spiel- und Sport-
platze und die Erhaltung der Erholungsgebiete unseres Landes zu férdern.

5. Die vorbeugende Gesundheitspflege soll unter Mitwirkung der gesamten
Arzteschaft verbessert werden.

6. An den weiterfithrenden Schulen soll durch geeignete Lehrkrifte ein
sexualpaddagogischer Unterricht erteilt werden.

7. Flir junge Menschen, die von Geburt an oder durch Krankheit oder Unfall
korperlich oder geistig behindert sind, ist die bestmoégliche aArztliche Ver-
sorgung sicherzustellen.

Ihre schulische Betreuung muf3 durch verstirkten Ausbau eines differen-
zierten Sonderschulwesens entscheidend verbessert werden.

8. Das Netz bestausgeriisteter Unfallkrankenhduser und moderner Rehabili-
tationszentren ist zu erweitern.
Die Krankenhduser sind durch Nachsorgekliniken und durch weitere Ein-
richtung von Pflegeheimen und Abteilungen flir chronisch Erkrankte und
gebrechliche alte Menschen zu entlasten.

9. Die Einrichtungen flir die Betreuung und Pflege alter Menschen sind
weiter auszubauen, insbesondere ist der Bau von Altenheimen und Alten-
wohnungen weiterhin zu férdern.

VI.
Wir wollen ein modernes Bildungswesen

Die Pflege und Foérderung des Bildungswesens ist heute die grundlegende
staatliche Aufgabe. Die stidndig sich wandelnde Arbeitswelt erfordert die
Fidhigkeit zur Anpassung an konjunkturelle, wirtschaftliche und strukturelle
Verianderungen. Unser Ziel ist deshalb ein Bildungswesen, das den Erforder-
nissen einer freiheitlich-demokratischen Ordnung in einer modernen Indu-
striegesellschaft entspricht, d. h. allen gleiche Bildungschancen sichert, die
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Partnerschaft von Elternhaus und Schule verwirklicht, die Bildung zum ver-
antwortlichen Staatsbiirger garantiert und einen mdéglichst hohen Wirkungs-
grad hat.

Deshalb fordern wir:

1. die Verwirklichung der Gleichheit der Bildungschancen durch ein ent-
sprechend ausgebautes Netz von Bildungsmoglichkeiten und eine Reform
des Schulwesens, bej der
a) gleiche materielle Moglichkeiten fiir alle zum Besuch weiterfliihrender
Schulen und Hochschulen durch einen zweckmifliigen, von der Leistung
und sozialen Lage ausgehenden Ausbau der Erziehungs- und Studien-
beihilfen geschaffen werden;

b) die christliche Gemeinschaftgschule die einzige Form der 6ffentlichenﬂ
Volksschule in ganz Baden-Wiirttemberg bleibt;

¢) Schulen entsprechend den Erfordernissen der Gleichheit der Bildungs-
chancen unter Berlicksichtigung der Landesplanung ausgebaut und
gegriindet werden;

2. eine Steigerung des Schulerfolges, indem

a) die individuellen Anlagen des einzelnen Kindes sorgfiltig festgestellt
und nachhaltig geférdert werden;

b) eine behutsame Auslese der speziellen Begabungen erfolgt, auch unter
Berlicksichtigung der Hochbegabten;

¢) die Schule nach Begabungsrichtungen und Leistungsstufen gegliedert
und die bestmdégliche Schulform in Schulversuchen erprobt wird;

d) die Lehrpldne modernisiert und gestrafft und die Klassenstirken ver-
ringert werden;

e) zur Uberwindung gesellschaftlicher Vorurteile, zur Begabtenférderung
und zur Leistungssteigerung Einrichtungen zur vorschulischen Bildung,
Tagesheim- bzw. Ganztagsschulen und andere Forderungsmoglichkeiten
geschaffen werden;

1) freiwillige Arbeitsgemeinschaften, auch zur Hilfe bei den Hausaufgaben,
eingerichtet werden;

3. die Okonomie und Durchlissigkeit des Bildungswesens zu verbessern, indem ﬂ

a) die Lehrplidne der einzelnen Schularten und Schultypen aufeinander
bezogen werden;

b) die sinnvolle bauliche Zusammenfassung aller Schularten einschliellich
der Berufsschulen in Schulzeniren erfolgt und alle Planungen {iberpruft
werden, die diesen Gesichtspunkt nicht berlicksichtigen;

¢} Fernunterricht und Bildungsfernsehen im Zusammenwirken mit den
padagogisch Verantwortlichen ausgebaut und geférdert wird;
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d) die Organisationen der Erwachsenenbildung, die geeigneten Fernlehr-
institute und das Bildungsfernsehen enger zusammenarbeiten;

4. die Verbesserung der Lehrerbildung und die Sicherung des Lehrernach-
wuchses, indem
a) das Studium fir alle Lehrer einen fachlichen und erziehungswissen-
schaftlichen Schwerpunkt erhidlt, der sich an den zu erziehenden Alters-
stufen bzw. den zu unterrichtenden Fichern orientieren mufl;

b) alle Lehrer an wissenschaftlichen Hochschulen ausgebildet werden und
die berufspraktische Einlibung im Referendariat erfolgt;
¢) die einzelnen Studiengiinge stdrker gestrafft und gegliedert werden;

d) in allen Ausbildungsgingen Zusatzstudien und entsprechende Priifungs-
vorschriften vorgesehen werden, um qualifizierten Lehrkriften aller
Stufen jederzeit Aufstiegschancen einzuriumen;

e) gichergestellt wird, daB die Lehrtatigkeit nicht streng an bestimmte
Schultypen gebunden bleibt;

f) die Entscheidungsbefugnisse der Lehrerkollegien bei der Gestaltung des
inneren Schul- und Unterrichtsbetriebes erweitert werden;

g) die Lehrerbesoldung von einer Mindeststudienzeit und bestandenem
AbschluBexamen ausgeht und Zusatzpriifungen durch entsprechende
Hoherstufung berlicksichtigt werden.

5. eine Reform der Hochschule und des Hochschulstudiums, bei der

a) die Organisation und Gliederung der Hochschule den sich verdndernden
Anforderungen an Forschung und Lehre gerecht wird;

b) das bisherige Fakultits- bzw. Institutsprinzip durch Schaffung von
interdisziplindren Abteilungen und Instituten aufgelockert wird;

¢) eine verstidrkte Kontrolle und Selbstkontrolle des Studiums zur Ver-
meidung liberlanger Studienzeiten erfolgt;

d) die vorlesungsfreie Zeit auch durch Veranstaltung von Ferienkursen,
Repetitorien und Praktika genutzt wird;

e) eine Hochschuldidaktik entwickelt wird;

f) engere Kontakte der Hochschule zu den Schulen und zur Arbeits- und
Berufswelt auch durch verstirkte Berufung nebenamtlicher und ehren-
amtlicher Lehrbeauftragter hergestellt werden;

g) eine intensive Berufsberatung auf wissenschaftlicher Grundlage vor
Beginn des Fachstudiums stattfindet.

6. den Skonomischen Einsatz Offentlicher und privater Mittel zur Forschung
und Bildung, indem
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a) eine Gesamtplanung in der Bundesrepublik Deutschland fiir die wissen-
schaftlichen Hochschulen, Akademien und hoheren Fachschulen erfolgt.
Dabei ist ein Lastenausgleich zwischen Bund und Léndern anzustreben.

b) eine enge Zusammenarbeit mit Nachbarldndern bei jeder Planung von
iiberregionaler Bedeutung gepflegt wird;

¢) unbeschadet der Verantwortung des Staates fiir die Bildungspolitik die
Privatinitiative durch eine Reform des Stiftungsrechts und des Steuer-
rechts geweckt und geftrdert wird;

eine Verstirkung der allgemeinen politischen Bildung als Hilfe fiir eine
selbstverantwortliche Lebensgestaltung in einer modernen Industriegesell-
schaft durch

a) eine intensive politische Bildungsarbeit in der Schule und in allen
Bereichen des 6ffentlichen Lebens;

b) einen sinnvollen Ausbau der Schillermitveraniwortung als praktische
Bewifihrung und Erprobung;

¢) Errichtung einer zentralen Akademie fiir politische Bildung in Baden-
Wiirttemberg mit AuBenstellen.

In diesem Programm findet das Aktionsprogramm des Bundesparteitages

Hannover vom 5. April 1967 seine landespolitische Erginzung.

14



	Landesprogramm der Freien Demokratischen Partei Baden-Württemberg
	I. Wir wollen eine volksnahe Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltung
	II. Wir wollen eine sparsame Finanzpolitik
	III. Wir wollen eine krisenbeständige Wirtschaft
	IV. Wir wollen eine gesunde Agrarpolitik
	V. Wir wollen eine wirksame Sozial- und Gesundheitspolitik
	VI. Wir wollen ein modernes Bildungswesen


		2012-07-06T13:11:59+0200
	Archiv des Liberalismus




